
Stand: 08.04.2026 18:41:42

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/15823

"Ausbildungen und Einstiegsqualifizierungen für Flüchtlinge durch die Ausländerbehörden zügig

genehmigen!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/15823 vom 08.03.2017

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16940 des VF vom 27.04.2017

3. Beschluss des Plenums 17/17106 vom 30.05.2017

4. Plenarprotokoll Nr. 105 vom 30.05.2017
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Margarete Bau-
se, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm, 
Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ausbildungen und Einstiegsqualifizierungen für 
Flüchtlinge durch die Ausländerbehörden zügig 
genehmigen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Ausländer-
behörden anzuweisen, Genehmigungen von Ausbil-
dungsverträgen mit Flüchtlingen und Genehmigungen 
für den Besuch von Einstiegsqualifizierungsmaßnah-
men (EQJ) zügig zu bearbeiten, die bisherige Praxis, 
die Genehmigungen möglichst spät, und allenfalls 
maximal drei Monate vor Ausbildungsbeginn zu ertei-
len, ist zu ändern. 

Begründung: 

In Bayern gilt eine Frist von drei Monaten bei der Er-
teilung von Ausbildungsgenehmigungen durch die 
Ausländerbehörden. Dies bedeutet, dass ein Flücht-
ling im derzeit keine Ausbildungsgenehmigung für 
eine Ausbildung im September bekommt, sondern 
diese frühestens ab Juni erhalten könnte. Oft erhält er 
diese Genehmigung nicht mal dann, sondern allenfalls 
einige Tage vor oder erst gar nach dem Ausbildungs-
beginn. 

Seit dem Halbjahreszeugnis ist die Suche nach Aus-
zubildenden bei den bayerischen Unternehmen und 
Handwerksbetrieben und bei den angehenden Aus-
zubildenden in vollem Gange. Zahlreiche Ausbil-
dungsmessen und Infotage haben bereits stattgefun-
den, Schülerinnen und Schüler haben sich über Be-
werbungsfristen, Praktikumsangebote sowie Zukunfts-
perspektiven in den ortsansässigen Unternehmen 
informiert. Auch bei den Berufsfachschulen für Alten-
pflege, Krankenpflege und die Fachakademien begin-
nen die Bewerbungs- beziehungsweise Einschreibe-
fristen. 

In dieser Situation ist es für die Ausbildungsbetriebe 
eine unnötige Belastung, wenn ein anvisierter Ausbil-
dungsvertrag erst drei Monate oder gar nur wenige 
Tage vor Ausbildungsbeginn unterschrieben werden 
kann, weil der oder die Auszubildende ein Flüchtling 
ist. In vielen Fällen herrscht nicht einmal bis Ausbil-
dungsbeginn Klarheit, manche Genehmigungen wur-
den von den Ausländerbehörden bisweilen erst weit 
nach Ausbildungsbeginn erteilt. So werden die Aus-
bildungsbemühungen der bayerischen Wirtschaft 
massiv erschwert. Betriebe brauchen klare Planungs-
grundlagen. Den jungen Flüchtlingen wiederum fällt 
es schwer, sich auf die Lerninhalte in den Schulen 
und Kursen zu konzentrieren, und die ihnen mögliche 
Lernleistung zu bringen, wenn sie nicht wissen, ob sie 
das Ausbildungsangebot auch wahrnehmen können. 
Die restriktive Praxis widerspricht dem erklärten Ziel 
der Staatsregierung, dem Fachkräftemangel entge-
genzuwirken. Besonders absurd ist außerdem, dass 
einige Ausländerbehörden derzeit nicht mal EQJ-
Maßnahmen genehmigen, mit der Begründung, dass 
ja auch keine genehmigte Ausbildung vorläge, welche 
nur wegen an der praktizierten Drei-Monats-Frist 
scheiterte. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/15823 

Ausbildungen und Einstiegsqualifizierungen für Flüchtlinge 
durch die Ausländerbehörden zügig genehmigen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Margarete Bause 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration hat 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sit-
zung am 30. März 2017 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration hat den Antrag in seiner 65. Sitzung am 27. April 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gi-
sela Sengl, Margarete Bause, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Martin 
Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/15823, 17/16940 

Ausbildungen und Einstiegsqualifizierungen für Flüchtlinge 
durch die Ausländerbehörden zügig genehmigen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.
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